
Arbeitsschutzanordnungen definieren nicht ausdrück
lich, wer als Betreiber eines Druckgefäßes anzusehen 
ist. Der an gleicher Stelle gebrauchte Begriff „Her
steller“ wird in beiden Anordnungen dahingehend 
ausgelegt, daß darunter der jeweilige Betrieb zu ver
stehen ist (§ 4 der ASAO 840, § 3 der ASAO 840/1). 
Eine andere Auslegung ist auch hinsichtlich des Be
griffs „Betreiber“ nicht möglich. Betreiber eines 
Druckgefäßes im Sinne der ASAO 840 bzw. 840/1 ist 
der jeweilige juristisch selbständige Betrieb. Diese ge
setzliche Bestimmung erlegt somit dem Leiter des 
Betriebes die entsprechenden Pflichten auf. Er ist auf 
Grund seiner Stellung im Betrieb in der Lage, ent
scheidend auf die Planung und Organisation der so
zialistischen Produktion einzuwirken und die Arbeits
bedingungen so zu gestalten, daß die ihm anvertrau
ten Menschen gesund bleiben. Der Betriebsleiter ver
wirklicht diese Aufgaben vor allem durch die Anlei
tung und Kontrolle der ihm unmittelbar unterstellten 
leitenden Mitarbeiter. Er ist aber auch verpflichtet, 
die Verantwortungsbereiche der ihm nachgeordneten 
leitenden Mitarbeiter festzulegen und genau abzu
grenzen (vgl. Abschn. 1 Ziff. 1 Buchst, a der Richtlinie 
Nr. 20 des Plenums des Obersten Gerichts). Der Be
triebsleiter kann somit auch die sich für ihn aus der 
ASAO 840 bzw. 840/1 ergebenden Pflichten auf die 
ihm nachgeordneten leitenden Mitarbeiter über
tragen.
Im vorliegenden Fall wäre es dazu aber notwendig 
gewesen, die Verantwortungsbereiche zwischen dem 
für die Produktion in diesem Bereich verantwort
lichen Angeklagten und den für die Instandhaltung 
und die Reparaturen innerhalb dieses Produktions
bereichs verantwortlichen Personen genau abzugren
zen. Der dem Angeklagten im Jahre 1960 ausgehän
digte Funktionsplan wird mit der Festlegung, daß er 
für die Instandhaltung und Pflege der gesamten An
lage mitverantwortlich ist, diesem Erfordernis nicht 
gerecht. Es ist gesetzlich nicht ausgeschlossen, daß der 
Betriebsleiter, insbesondere von Großbetrieben, die 
Verantwortungsbereiche leitender Mitarbeiter dahin
gehend festlegt, daß für die Instandhaltung und die 
Reparaturen an den Produktionsanlagen der Leiter 
eines anderen Betriebsteiles als der des Produktions
betriebes verantwortlich ist. Da aus dem Funktions
plan des Angeklagten nicht ersichtlich ist, wer noch 
für die Instandhaltung der Anlage verantwortlich 
war und wie die Verantwortungsbereiche unterein
ander abgegrenzt waren, hätte das Bezirksgericht 
feststellen müssen, ob es außer dem Funktionsplan 
noch gesonderte Weisungen gab. Soweit die Abgren
zung des Pflichtenkreises des Täters nicht aus dem 
schriftlich vorliegenden Funktionsplan oder aus Wei
sungen erkennbar war, mußte auf Grund der gesetz
lichen Bestimmungen und der tatsächlich ausgeübten 
Tätigkeit geprüft werden, welche Pflichten ihm ob
lagen (vgl. Abschn. I Ziff. 2 der Richtlinie Nr. 20 des 
Plenums des Obersten Gerichts).
Die ergänzende Beweisaufnahme durch das Oberste 
Gericht ergab dazu:
Außerhalb des Funktionsplanes für den Angeklagten 
und die Mitarbeiter des Reparaturbetriebes gab es 
keine schriftlichen Weisungen, die die Verantwortungs
bereiche dieser leitenden Mitarbeiter voneinander ab
grenzten.
Nach Ziff. 4.8 des dem Angeklagten übergebenen 
Funktionsplanes war ihm die volle Verantwortung 
für die Einhaltung der Bestimmungen auf dem Gebiet 
des Arbeitsschutzes und der Betriebssicherheit in der 
Niederdruckanlage übertragen. Damit war er auch für 
die Einhaltung der dem Betriebsleiter (Werkleiter) 
aus der ASAO 840 obliegenden Pflichten in seinem

Bereich als leitender Mitarbeiter gemäß § 18 ASchVO 
verantwortlich.
Aus den Aussagen der Zeugen Dr. Fl. und Dr. Fr., die 
als Betriebsleiter dem Angeklagten übergeordnet 
waren, sowie aus den Aussagen der Zeugen G., St. 
und K., Leiter und Mitarbeiter des Reparaturbetrie
bes, ergibt sich übereinstimmend, daß der Produk
tionsbetrieb bei allen erforderlich werdenden Repa
raturen und technischen Veränderungen an den An
lagen dem Reparaturbetrieb mündlich oder schriftlich 
Aufträge erteilte und dieser, soweit erforderlich, die 
TEÜ verständigte. Auf Grund der langjährig geübten 
Praxis waren sowohl die leitenden Mitarbeiter des 
Reparaturbetriebes als auch des Produktionsbetrie
bes der Überzeugung, daß die Verpflichtung, der 
TEÜ in den notwendigen Fällen Meldungen zu ge
ben, den leitenden Mitarbeitern des Reparaturbetrie- 
bes oblag. Die dem Angeklagten als Leiter der Abtei
lung Niederdruck aus der ASAO 840 im Zusammen
hang mit der Festlegung im Funktionsplan in objek
tiver Hinsicht obliegende Pflicht, gemäß § 8 die TEÜ 
von dem beabsichtigten Umbau des Aggregats 2293 
zu unterrichten, wird durch die dargelegte entgegen
gesetzte Praxis nicht beseitigt oder eingeschränkt. 
Diese Pflicht war dem Angeklagten jedoch nicht be
wußt.
Der Senat hatte weiter zu prüfen, ob der Angeklagte 
den konkreten Inhalt und Umfang seiner Verant
wortung hätte erkennen müssen. Der Senat ver
tritt in Übereinstimmung mit dem Verteidiger den 
Standpunkt, daß dem Angeklagten nicht nachgewie
sen werden kann, daß er das Bestehen dieser Pflicht 
hätte erkennen müssen. Im Gegensatz zu Ziff. 4.8 
verwischt die Festlegung in Ziff. 4.11 des Funktions
planes den Inhalt und Umfang der Verantwortung 
des Angeklagten für die Betriebssicherheit. Die in 
Ziff. 4.11 des Funktionsplanes für den Angeklagten 
festgelegte Mitverantwortung für die Instandhaltung 
und Pflege der gesamten Anlage wurde auch von dem 
Zeugen Dr. Fr., dem seinerzeitigen dem Angeklagten 
übergeordneten Betriebsleiter, dahingehend verstan
den, daß der Angeklagte verpflichtet war, der Re
paraturabteilung die notwendigen Aufträge zu ertei
len, und daß diese dann die Arbeiten auftragsgemäß 
durchzuführen und auch die erforderlichen Prüfungen 
durch die TEÜ zu veranlassen hatte.
Aber selbst dann, wenn auch in subjektiver Hinsicht 
die Verantwortung des Angeklagten für die sich aus 
der ASAO 840 für ihn ergebenden Aufgaben im all
gemeinen hätte bejaht werden müssen, wäre seine 
Verantwortlichkeit wegen der objektiv vorliegenden 
Rechtspflichtverletzungen aus anderen Erwägungen 
zu verneinen gewesen.
Als der Angeklagte die Leitung der Abteilung Nie
derdruck übernahm, wurde das Aggregat 2293 bei der 
TEÜ als Wärmeaustauscher geführt, obwohl es be
reits seit mehreren Jahren als Kühler verwendet 
wurde. In den Prüfbescheinigungen der TEÜ vom 
5. April 1951, 16. August 1954, 16. April 1956, 9. Okto
ber 1959 und 24. November 1961 wurde das Aggregat 
als Wärmeaustauscher bezeichnet und als solcher für 
die Inbetriebnahme freigegeben. Lediglich in der 
Prüfbescheinigung vom 5. April 1951 befindet sich der 
Hinweis, daß der Wärmeaustauscher zur Zeit als 
Kühler genutzt wird. Die Prüfbescheinigung vom
16. August 1954 weist aus, wie auch vom Zeugen K. 
bestätigt wurde, daß das Aggregat einer vollständi
gen Prüfung als Wärmeaustauscher unterzogen und 
keine Beanstandungen erhoben wurden. Die nachfol
genden Prüfungen umfaßten dann nicht mehr alle 
diejenigen Teile, die bei einer Klassifizierung des 
Aggregats als Wärmeaustauscher hätten untersucht
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